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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Erhöhung der Gebührensätze der amtlidhen Ge- 
bührenordnung (Preugo) für approbierte Ärzte 
und Zahnärzte 

Bezug: Kleine Anfrage 358 der Fraktion der FDP 
- Drucksache 3514 - 


Zu der Kleinen Anfrage 358 der Fraktion der FDP nehme ich 
gemeinsam mit dem Herrn Bundesminister des Innern wie folgt 
Stellung: 

1. Es trifft zu, daß die Bundesärztekammer am 16. Januar 1956 
den Antrag gestellt hat, die Mindestsätze der Gebührenordnung 
für approbierte Ärzte und Zahnärzte vom 1. September 1924 
(sogenannte Preugo) in der Fassung der Verordnung PR Nr. 74/52 
vom 11. Dezember 1952 (Bundesanzeiger Nr. 243) um mindestens 
50 V. H. zu erhöhen. Dem Antrag hat sich der Verband der 
Ärzte Deutschlands (Hartmannbund) am 20. September 1956 
an geschlossen. Der Bundesverband der Deutschen Zahnärzte e V 
hat für seine Angehörigen einen entsprechenden Antrag am 
3. März 1956 an den Herrn Bundesminister des Innern gerichtet. 

2. Zur Vorbereitung meiner Entscheidung über den Antrag der 
Ärzteschaft habe ich im Jahre 1956 im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister des Innern und dem Herrn Bundesminister 
für Arbeit einen beratenden Ausschuß ins Leben gerufen, der 
paritätisch aus Vertretern der Ärzteschaft und der Sozialver- 
sicherungsträger zusammengesetzt ist. Da sich die Benennung der 
Sachverständigen längere Zeit hinzog, konnte der Ausschuß erst 
am 26. September 1956 zusammentreten. Er hat inzwischen den 
Antrag der Ärzteschaft zwar eingehend beraten, sich jedoch über 
eine Erhöhung der Mindestsätze der Preugo nicht geeinigt. Ein 
Kompromißvorschlag des Vorsitzenden des Ausschusses, 3 Posi- 
tionen von der Erhöhung auszunehmen, so daß sich eine Erhöhung 
des Wertvolumens um ca. 40 statt um 50 v, H. ergebe, wurde 
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in der Sdilußsitzung am 9. April 1957 gegen die Stimmen der 
Ärztesdiaft ab gelehnt. 

Die Vertreter der Sozialversidierungsträger haben sich zu dem 
Antrag der Ärztesdiaft im einzelnen etwa in folgender Weise 
geäußert: 

a) Die einzelnen Sätze der Preugo seien im Hinblick auf die Ent- 
wicklung der letzten Jahre teilweise über-, teilweise aber auch 
unterbewertet. Per Saldo glichen sich aber die Über- und 
Unterbewertungen in etwa aus, so daß die Preugo noch einen 
zutreffenden Preisspiegel darstelle, 

b) Es käme höchstens zunächst eine Erhöhung einzelner Sätze der 
Preugo in Betracht. 

c) Da eine globale Erhöhung zu einer weiteren Verzerrung der 
Gebührenrelationen führen würde, sollte die Ärzteschaft daher 
zunächst eine neue Gebührenordnung erstellen. 

d) Bei einem Vergleich der Wirtschaftslage der Ärzteschaft früher 
und heute dürfe die heutige Übersetzung des Ärztestandes nicht 
außer Betracht bleiben. 

e) Die Kostenstrukturuntersuchung des Statistischen Bundesamtes 
trage lediglich statistischen Gesichtspunkten Rechnung, könne 
aber nicht als Grundlage für eine Gebührenerhöhung heran- 
gezogen werden. 

3. Durch die Verhandlungen des paritätischen Ausschusses sollte 
lediglich der Versuch gemacht werden, der Bundesregierung die 
Entscheidung durch eine Einigung der hauptsächlich beteiligten 
Partner zu erleichtern. Dieser Ausschuß hat nach § 13 der Ge- 
bührenordnung für approbierte Ärzte und Zahnärzte in der 
Fassung der Verordnung PR Nr. 74/52 lediglich die Aufgabe, 
einen Vergleich zwischen Gebührenhöhe und Kostenentwicklung 
zu ziehen. Änderungen der Gebührensätze im einzelnen bedürfen 
zunächst einer eingehenden Vorbereitung durch Fachgremien. 
Wenn diese Arbeiten nach meiner Unterrichtung auch bereits seit 
langer Zeit durch die Ärzteschaft in Angriff genommen sind, so 
ist mit ihrem Abschluß in absehbarer Zeit jedoch nicht zu rechnen. 

Nachdem der Einigungs versuch in dem paritätischen Ausschuß 
gescheitert ist, werde ich unter Heranziehung und Berücksichti- 
gung auch des dem paritätischen Ausschuß vorgelegten Materials 
und der Stellungnahmen sowohl der Ärzteschaft als auch der 
Sozialversicherungsträger im Einvernehmen mit dem Herrn 
Bundesminister des Innern und unter Beteiligung der sonst inter- 
essierten Bundesressorts eine Entscheidung über eine pauschale 
Erhöhung der Preugo-Sätze treffen. Wenn sich keine Schwierig- 
keiten ergeben, die zur Zeit nicht voraussehbar sind, kann damit 
gerechnet werden, daß die Entscheidung im Laufe des kommenden 
Monats ergeht. 



4. Die Zuständigkeit meines Hauses besdiränkt sich zur Zeit auf 
die ärztlichen Entgelte. Für die Entgelte der Zahnärzte liegt die 
federführende Zuständigkeit auf Grund des § 15 des Gesetzes 
über die Ausübung der Zahnheilkunde vom 31. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 221) dagegen bei dem Herrn Bundesminister 
des Innern. Dieser hat ebenfalls einen durch Vertreter der Zahn- 
ärzteschaft, der Sozialversicherungsträger und der Fürsorgeverbände 
besetzten Aussdiuß ins Leben gerufen. Da die in beiden Ausschüssen 
zu beratenden grundsätzlichen Fragen weitgehend übereinstimmten, 
war von dem Zahnärzteaussdiuß kein Beratungsergebnis zu er- 
warten, bevor nicht der Ärzteausschuß zu einem Ergebnis ge- 
kommen war. Der zur Überprüfung des Antrages der Zahnärzte- 
schaft eingesetzte Ausschuß ist bei seiner einzigen Beratung im 
April 1957 ebenfalls zu keiner Übereinstimmung gekommen. 
Während die Vertreter der Zahnärzteschaft eine Erhöhung der 
Mindestsätze der Preugo für Zahnärzte um 70 v. H. forderten, 
haben die Vertreter der Krankenkassen und Fürsorge verbände 
eine lineare Erhöhung abgelehnt. Jedoch ist deren Vorschlag an- 
genommen worden, den Teil IV der Preugo im einzelnen zu 
überprüfen, sofern hierdurch die Entscheidung des Bundesinnen- 
ministeriums über den Antrag auf lineare Erhöhung um 70 v. H. 
nicht auf geschoben werde. 

Es kann mit einer Entsdieidung über den Antrag der Zahn- 
ärzteschaft im zeitlichen Zusammenhang mit der Entsdieidung 
über den Antrag der Ärzteschaft geredinet werden; jedoch bedarf 
eine vom Bundesminister des Innern über die Erhöhung der 
zahnärztlichen Gebühren zu erlassende Verordnung der Zu- 
stimmung des Bundesrates. 


Dr. Dr. h. c. Erhard 



